Muster Anstellungsvertrag
- Psychotherapeuten -

Anstellungsvertrag
zwischen

Herrn/Frau/Berufsausübungsgemeinschaft………………….…………………………….
- im Folgenden: Arbeitgeber/in - 

und

Herrn/Frau ………………………………………………………………………………………..
- im Folgenden Angestellte/r -
Präambel

Der/Die Arbeitgeber/in stellt mit diesem Vertrag den/die Angestellte/n auf der Grundlage des § 95 Abs. 9 SGB V in seiner/ihrer Praxis als Angestellte/n von Herrn/Frau/Berufsausübungsgemeinschaft ……………………. an. 
Der/Die Arbeitgeber/in hat sich – insbesondere durch Einsicht in die Approbationsurkunde – darüber vergewissert, dass der/die Angestellte zur Berufsausübung als Psychotherapeut/in ………………..…………………..… berechtigt ist.
Der/Die Arbeitgeber/in hat sich davon überzeugt, dass der/die Angestellte über die erforderliche Fortbildung verfügt, um gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung den 
Fortbildungsnachweis gemäß § 95d SGB V ¹ fristgerecht zu führen.
§ 1

Begründung des Anstellungsverhältnisses

1. Das Anstellungsverhältnis beginnt am …......……………, frühestens aber mit dem Zeitpunkt der Genehmigung der Tätigkeit des/der Angestellten bei dem/der Arbeitgeber/in durch den Zulassungsausschuss (Vertragsbeginn).
2. Der/Die Arbeitgeber/in wird beim zuständigen Zulassungsausschuss den Antrag auf Genehmigung der Anstellung stellen; der/die Angestellte wird die für die Genehmigung der Anstellung geforderten Erklärungen abgeben und die notwendigen Unterlagen in der erforderlichen Form beibringen. Der/Die Angestellte versichert, im Arztregister als Psychotherapeut/in eingetragen zu sein.
_____________________________________________________________________________________________________
1 § 95d Pflicht zur fachlichen Fortbildung
(1) Der Vertragsarzt ist verpflichtet, sich in dem Umfang fachlich fortzubilden, wie es zur Erhaltung und Fortentwicklung der zu seiner Berufsausübung in der vertragsärztlichen Versorgung erforderlichen Fachkenntnisse notwendig ist. Die Fortbildungsinhalte müssen dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse auf dem Gebiet der Medizin, Zahnmedizin oder Psychotherapie entsprechen. Sie müssen frei von wirtschaftlichen Interessen sein.
(2) Der Nachweis über die Fortbildung kann durch Fortbildungszertifikate der Kammern der Ärzte, der Zahnärzte sowie der Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten erbracht werden. Andere Fortbildungszertifikate müssen den Kriterien entsprechen, die die jeweilige Arbeitsgemeinschaft der Kammern dieser Berufe auf Bundesebene aufgestellt hat. In Ausnahmefällen kann die Übereinstimmung der Fortbildung mit den Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 und 3 auch durch sonstige Nachweise erbracht werden; die Einzelheiten werden von den Kassenärztlichen Bundesvereinigungen nach Absatz 6 Satz 2 geregelt.
(3) Ein Vertragsarzt hat alle fünf Jahre gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung den Nachweis zu erbringen, dass er in dem zurückliegenden Fünfjahreszeitraum seiner Fortbildungspflicht nach Absatz 1 nachgekommen ist; für die Zeit des Ruhens der Zulassung ist die Frist unterbrochen. Endet die bisherige Zulassung infolge Wegzugs des Vertragsarztes aus dem Bezirk seines Vertragsarztsitzes, läuft die bisherige Frist weiter. Erbringt ein Vertragsarzt den Fortbildungsnachweis nicht oder nicht vollständig, ist die Kassenärztliche Vereinigung verpflichtet, das an ihn zu zahlende Honorar aus der Vergütung vertragsärztlicher Tätigkeit für die ersten vier Quartale, die auf den Fünfjahreszeitraum folgen, um 10 vom Hundert zu kürzen, ab dem darauf folgenden Quartal um 25 vom Hundert. Ein Vertragsarzt kann die für den Fünfjahreszeitraum festgelegte Fortbildung binnen zwei Jahren ganz oder teilweise nachholen; die nachgeholte Fortbildung wird auf den folgenden Fünfjahreszeitraum nicht angerechnet. Die Honorarkürzung endet nach Ablauf des Quartals, in dem der vollständige Fortbildungsnachweis erbracht wird. Erbringt ein Vertragsarzt den Fortbildungsnachweis nicht spätestens zwei Jahre nach Ablauf des Fünfjahreszeitraums, soll die Kassenärztliche Vereinigung unverzüglich gegenüber dem Zulassungsausschuss einen Antrag auf Entziehung der Zulassung stellen. Wird die Zulassungsentziehung abgelehnt, endet die Honorarkürzung nach Ablauf des Quartals, in dem der Vertragsarzt den vollständigen Fortbildungsnachweis des folgenden Fünfjahreszeitraums erbringt.
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für ermächtigte Ärzte entsprechend.
(5) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für angestellte Ärzte eines medizinischen Versorgungszentrums, eines Vertragsarztes oder einer Einrichtung nach § 105 Absatz 1 Satz 2, Absatz 5 oder nach § 119b. Den Fortbildungsnachweis nach Absatz 3 für die von ihm angestellten Ärzte führt das medizinische Versorgungszentrum oder der Vertragsarzt; für die in einer Einrichtung nach § 105 Absatz 5 oder nach § 119b angestellten Ärzte wird der Fortbildungsnachweis nach Absatz 3 von der Einrichtung geführt. Übt ein angestellter Arzt die Beschäftigung länger als drei Monate nicht aus, hat die Kassenärztliche Vereinigung auf Antrag den Fünfjahreszeitraum um die Fehlzeiten zu verlängern. Absatz 3 Satz 2 bis 5 und 7 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass das Honorar des medizinischen Versorgungszentrums, des Vertragsarztes oder der Einrichtung nach § 105 Absatz 1 Satz 2, Absatz 5 oder nach § 119b gekürzt wird. Die Honorarkürzung endet auch dann, wenn der Kassenärztlichen Vereinigung die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses nachgewiesen wird, nach Ablauf des Quartals, in dem das Beschäftigungsverhältnis endet. Besteht das Beschäftigungsverhältnis fort und wird nicht spätestens zwei Jahre nach Ablauf des Fünfjahreszeitraums für einen angestellten Arzt der Fortbildungsnachweis gemäß Satz 2 erbracht, soll die Kassenärztliche Vereinigung unverzüglich gegenüber dem Zulassungsausschuss einen Antrag auf Widerruf der Genehmigung der Anstellung stellen.
(6) Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen regeln im Einvernehmen mit den zuständigen Arbeitsgemeinschaften der Kammern auf Bundesebene den angemessenen Umfang der im Fünfjahreszeitraum notwendigen Fortbildung. Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen regeln das Verfahren des Fortbildungsnachweises und der Honorarkürzung. Es ist insbesondere festzulegen, in welchen Fällen Vertragsärzte bereits vor Ablauf des Fünfjahreszeitraums Anspruch auf eine schriftliche Anerkennung abgeleisteter Fortbildung haben. Die Regelungen sind für die Kassenärztlichen Vereinigungen verbindlich.

§ 2

Anzuwendende Vorschriften

Auf das Anstellungsverhältnis finden die arbeitsrechtlichen Vorschriften gemäß § 611 ff. BGB Anwendung, soweit nachfolgend nichts anderes vereinbart ist.

§ 3

Probezeit

Die ersten sechs Monate ab Beginn des Anstellungsverhältnisses gelten als Probezeit. Innerhalb der Probezeit kann das Anstellungsverhältnis von dem/der Arbeitgeber/in oder von dem/der Angestellten mit einer Frist von zwei Wochen zum Ende des Kalendermonats gekündigt werden.

§ 4

Rechte und Pflichten

1. Der/Die Arbeitgeber/in ist gegenüber dem/der Angestellten weisungsberechtigt; er/sie wird die Vorgaben des Berufsrechts beachten.

Der/Die Angestellte ist verpflichtet, den organisatorischen und arbeitsrechtlichen Weisungen des/der Arbeitgebers/in nachzukommen. Die Vorschriften der Berufsordnung bleiben unberührt.

Das Weisungsrecht des/der Arbeitgebers/in umfasst nicht die unmittelbare Behandlung von Patientinnen/Patienten. Der/Die Angestellte ist bei der Ausübung der Behandlung seinem/ihrem Gewissen unterworfen. Der/Die Angestellte ist verpflichtet, die Behandlung gewissenhaft auszuführen, Patienten über die beabsichtigte Diagnostik und Therapie und ggf. Alternativen zu informieren und die Behandlung ordnungsgemäß zu dokumentieren. Die berufsrechtlichen Bestimmungen sind einzuhalten. 
2. Dem/Der Angestellten sind die einschlägigen vertragsarztrechtlichen Vorschriften bekannt; er/sie verpflichtet sich zu deren Einhaltung. Die Ausübung der Rechte des/der Angestellten als Mitglied der Kassenärztlichen Vereinigung unterliegt nicht dem Weisungsrecht des/der Arbeitgebers/in.

Der/Die Angestellte übernimmt die in der Praxis – ggf. einschließlich der an weiteren Tätigkeitsorten – anfallenden und ihm/ihr übertragenen Arbeiten, insbesondere die Betreuung von Patienten und deren Behandlung im Rahmen seines/ihres Behandlungsverfahrens. Genehmigungspflichtige Leistungen werden nur bei Vorliegen der entsprechenden Genehmigung erbracht.
3. Der/Die Angestellte ist verpflichtet, die festgelegten Arbeitszeiten einzuhalten. 

4. Der/Die Angestellte ist gegenüber dem (nachgeordneten) Praxispersonal weisungsberechtigt, soweit nicht der/die Arbeitgeber/in von seinem/ihrem Weisungsrecht Gebrauch macht. 

§ 5

Nebenpflichten
1. Der/Die Arbeitgeber/in verpflichtet sich, den/die Angestellte/n zur gesetzlichen Unfallversicherung und erforderlichenfalls zur gesetzlichen Sozialversicherung anzumelden.
2. Die Berufshaftpflichtversicherung des/der Arbeitgebers/in deckt die persönliche Haftpflicht des/der Angestellten aus seiner/ihrer Tätigkeit im Rahmen dieses Vertrages ab/nicht ab.
3. Der/Die Arbeitgeber/in verpflichtet sich, dem/der Angestellten ein qualifiziertes Zeugnis über die Zeit der Beschäftigung nach diesem Vertrag zu erteilen, das ihm/ihr bei seinem/ihrem weiteren beruflichen Fortkommen förderlich ist.
4. Der/Die Angestellte ist verpflichtet, sich den vorgeschriebenen ärztlichen Untersuchungen, die aufgrund seiner/ihrer Tätigkeit notwendig werden, zu unterziehen. Besteht ein berechtigter Anlass und ist ein Gesundheitsnachteil zu befürchten, darf der/die Arbeitgeber/in weitere ärztliche Untersuchungen verlangen. Soweit die arbeitsvertraglich geschuldete Einsatzfähigkeit des/der Angestellten betroffen ist, entbindet der/die Angestellte den untersuchenden Arzt von der Schweigepflicht.
5. Alle im Rahmen der Praxis vorkommenden wichtigen Gegebenheiten wird der/die Angestellte unverzüglich dem/der Arbeitgeber/in mitteilen. 

6. Der/Die Angestellte ist verpflichtet, die Praxisausstattung pfleglich zu behandeln und nur zweckgemäß und sorgsam damit umzugehen. Auf Sauberkeit und Hygiene ist zu achten. 
7. Der/Die Angestellte haftet dem/der Arbeitgeber/in für vorsätzliches oder fahrlässiges Verhalten. 
§ 6

Geheimhaltung
Der/Die Angestellte ist verpflichtet, alle Praxisvorgänge, wozu auch der Personenkreis der Patienten zählt, geheim zu halten (§ 203 StGB), und zwar auch nach Beendigung des Anstellungsverhältnisses. Der/Die Angestellte ist verpflichtet bei Beendigung des Anstellungsverhältnisses alle in seinem/ihrem Besitz befindlichen Unterlagen und Aufzeichnungen, davon gefertigte Kopien sowie nichtkörperliche Informationen, wie Computerprogramme, Dateien und Sicherungskopien an den/die Arbeitgeber/in herauszugeben; ein Zurückbehaltungsrecht ist ausgeschlossen. 

§ 7

Fortbildung

1. Der/Die Angestellte ist zur fachlichen Fortbildung nach Maßgabe der Regelungen der Kassenärztlichen Bundesvereinigung verpflichtet. Die entsprechenden Fortbildungsnachweise sind sorgfältig aufzubewahren und auf Verlangen des/der Arbeitgebers/in zwecks Nachweises gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung vorzulegen.

Die Kosten der Fortbildung trägt der/die…….…………………… .

2. Zeitpunkt und Dauer der Fortbildung haben die betrieblichen Belange der Praxis zu berücksichtigen und sind rechtzeitig im Einvernehmen der Vertragspartner festzulegen. Für Fortbildung werden …..… Arbeitstage gewährt. Für nicht in Anspruch genommene Fortbildungstage wird kein Ausgleich gewährt.
§ 8
Arbeitszeit

Der/Die Angestellte wird in Vollzeit/Teilzeit beschäftigt. Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit beträgt ………. Stunden. Der zeitliche Einsatz des/der Angestellten erfolgt nach Weisung des/der Arbeitgebers/in. Bei entsprechendem Bedarf ist der/die Arbeitnehmer/in zur Erbringung von Überstunden sowie zu Samstags-, Sonntags- und Feiertagsarbeit verpflichtet.



§ 9
Nebentätigkeit

Während der Dauer des Arbeitsverhältnisses ist jede auf Erwerb gerichtete Nebenbeschäftigung nur mit Zustimmung des/der Arbeitgebers/in zulässig.

§ 10
Vergütung

1. Der/Die Angestellte erhält für seine/ihre Tätigkeit eine fixe monatliche Brutto-Vergütung in Höhe von …………………… €.
2. Die Beiträge zur Sozialversicherung werden von den vertragsschließenden Parteien entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen getragen. In der vereinbarten Brutto-Vergütung ist der Arbeitnehmeranteil am Sozialversicherungsbeitrag enthalten. 

Die Vergütung nach Abs. 1 ist jeweils am letzten Tag eines Monats fällig und wird auf einem dem/der Arbeitgeber/in zu benennenden Konto überwiesen.

3. Zusätzliche Zahlungen – Weihnachts-, Urlaubsgeld oder sonstige Gratifikationen und Sonderzahlungen – werden grundsätzlich nicht gewährt. Soweit abweichend hiervon solche zusätzliche Zahlungen geleistet werden sollten, werden sie freiwillig und ohne Rechtsanspruch hierauf von dem/der Arbeitgeber/in geleistet; auch durch eine mehrmalige Zahlung wird ein Rechtsanspruch auf die Zukunft nicht begründet. 
4. Mit der in Abs. 1 vereinbarten Vergütung sind monatlich bis zu …. Überstunden abgegolten. Darüber hinausgehende Überstunden werden, soweit nichts anderes vereinbart wird, in Freizeit abgegolten.
§ 11

Benutzung von Kraftfahrzeugen
Der/Die Angestellte wird für praxisbedingte Fahrten sein/ihr eigenes Kraftfahrzeug benutzen und erhält für jeden gefahrenen km eine Entschädigung von 0,30 €. Fahrten zwischen Wohnort und Tätigkeitsort des/der Angestellten gelten nicht als praxisbedingte Fahrten.  

§ 12
Arbeitsverhinderung

1. Persönliche Angelegenheiten hat der/die Angestellte außerhalb seiner/ihrer Arbeitszeit zu erledigen. Ein Fernbleiben zur Erledigung persönlicher Angelegenheiten ist nur nach vorheriger ausdrücklicher Zustimmung des/der Arbeitgebers/in zulässig. Kann diese Zustimmung aufgrund besonderer Umstände nicht rechtzeitig eingeholt werden, ist der/die Angestellte verpflichtet, den/die Arbeitgeber/in unverzüglich über das Fernbleiben und seine/ihre Gründe zu unterrichten. 

2. Im Übrigen ist der/die Angestellte verpflichtet, jede Arbeitsverhinderung und ihre voraussichtliche Dauer dem/der Arbeitgeber/in unverzüglich anzuzeigen. Auf Verlangen sind die Hinderungsgründe mitzuteilen.

3. Im Falle der Erkrankung ist der/die Angestellte verpflichtet, vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und ihre voraussichtliche Dauer unaufgefordert vorzulegen. Der/Die Angestellte ist verpflichtet, sich auf Verlangen des/der Arbeitgebers/in durch eine/n von diesen/r zu benennende/n Facharzt/ärztin oder durch eine/n Amtsarzt/ärztin untersuchen zu lassen.

4. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als mitgeteilt und in der Bescheinigung angegeben, so gelten die vorstehenden Abs. 2 und 3 entsprechend.
5. Im Falle krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit erhält der/die Angestellte Entgeltfortzahlung nach den Bestimmungen des Entgeltfortzahlungsgesetzes.

6. Etwaige Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung oder der gesetzlichen Krankenversicherung werden auf die Krankenbezüge angerechnet. 

§ 13
Urlaub

1. Der/Die Angestellte hat Anspruch auf bezahlten Urlaub. Der gesetzliche Urlaubsanspruch beträgt 20 Arbeitstage pro Jahr, wobei Samstage, Sonn- und Feiertage nicht als Arbeitstage gelten. 

2. Über den gesetzlichen Anspruch hinaus werden dem/der Arbeitnehmer/in weitere … Tage bezahlter Jahresurlaub gewährt.

Die Übertragung arbeitsfreier übergesetzlicher Tage in das folgende Kalenderjahr ist nur mit Zustimmung des/der Arbeitgebers/in möglich; ein Ausgleich für nicht in Anspruch genommene übergesetzliche Urlaubs- und/oder Fortbildungstage findet nicht statt. 


3. Die Festlegung des Urlaubs erfolgt auch unter Berücksichtigung der Wünsche des/der Angestellten und den Interessen des/der Arbeitgebers/in. Urlaubsabwesenheiten werden rechtzeitig im Voraus abgestimmt. 
4. Bei Beginn oder Ende der Beschäftigung während eines Kalenderjahres ist der Urlaub zeitanteilig zu gewähren. Der Urlaubsanspruch entsteht erstmals nach einer sechsmonatigen Tätigkeit des/der Angestellten.

5. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

§ 14
Beendigung
1. Vor Beginn des Arbeitsverhältnisses ist eine ordentliche Kündigung ausgeschlossen. Das Arbeitsverhältnis kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist von sechs Wochen zum Quartalsende gekündigt werden.
2. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund gem. § 626 BGB bleibt unberührt.

3. Kündigungen haben schriftlich zu erfolgen.

4. Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, am Ende des Kalendervierteljahres, in dem der/die Angestellte das ….. Lebensjahr vollendet hat.

§ 15
Verfallfrist
1. Alle Ansprüche aus dem Anstellungsverhältnis sowie Ansprüche, die mit dem Anstellungsverhältnis in Verbindung stehen, verfallen, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Fälligkeit gegenüber dem anderen Vertragspartner schriftlich geltend gemacht worden sind. Ansprüche, die nicht innerhalb dieser Frist von
dem Berechtigten oder seinem Bevollmächtigten geltend gemacht werden, sind verwirkt.
§ 16
Nebenabreden/Schriftform
Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Spätere mündliche Nebenabreden, soweit rechtlich zulässig, dürfen diesen Vertrag nicht in den wesentlichen Punkten ändern.
Aus dem einseitigen Verhalten des/der Arbeitgebers/in entstehen keine Rechtsansprüche des/der Arbeitnehmers/in.
§ 17
Salvatorische Klausel
1. Sind einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der übrigen Regelungen des Vertrages. Die Parteien verpflichten sich, an einer Regelung mitzuwirken, die dem Gewollten möglichst nahe kommt.

2. Das Anstellungsverhältnis ist nicht tarifgebunden. 

3. Die Vertragsparteien erklären mit der Unterschrift unter diesen Vertrag, eine schriftliche Ausfertigung dieses Vertrages erhalten zu haben. 

Ort, Datum

__________________________



___________________________

                Angestellte/r




                  Arbeitgeber/in
*Dieser Vertrag stellt ein Beispiel dar, das – naturgemäß – nur eine unter vielen möglichen Gestaltungen des Rechtsverhältnisses enthält. Es können Bestimmungen ganz oder in Teilen geändert, weggelassen oder hinzugefügt werden. Dies kann jedoch auch zu unzutreffenden oder widersprüchlichen Regelungen führen. Es sollte im Einzelfall rechtlich, ggf. unter Einholung des Rates eines Angehörigen der rechtsberatenden Berufe, geprüft werden.
Dieser Vertrag ist ausschließlich als Beispiel erstellt worden. Dritten gegenüber haften weder die KV Nordrhein noch die Autoren, gleich aus welchem Rechtsgrund.
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